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Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 43 berichtete am 24. Oktober 2011: 
>>Das Geld regiert die Welt - oder es dient ihr 
Autoren Philippe Mastronardi und Peter Ulrich 
Die Staaten haben die Finanzmärkte in die Freiheit entlassen, ohne ihnen Verantwortung zu 
überbinden. Nun herrscht das Geldsystem über das politische System. Unter dem heutigen 
Finanzmarktregime wird sich das nicht ändern. Erst wenn sich Geld nur noch im Rhythmus 
der wirtschaftlichen Realentwicklung vermehren läßt, können spekulative Finanzblasen ver-
hindert werden und stabile Verhältnisse einkehren.  
Es mußte soweit kommen, daß Rating-Agenturen ihr Urteil über die Weltmacht USA sowie 
über verschiedene hoch verschuldete Euro-Länder fällten, bis uns die Einsicht dämmerte, wie 
verkehrt unsere gegenwärtige Wirtschaftswelt ist. Da entscheiden tatsächlich private Firmen 
über die Vertrauenswürdigkeit ganzer Staaten und begründen ihr Urteil im Fall der USA etwa 
damit, es genüge nicht, die Sozialprogramme nur an den Rändern zu beschneiden; sie müßten 
grundsätzlich reformiert werden.  
Je nach Belieben könnte die Begründung auch ganz anders lauten, da die urteilende "Instanz" 
frei von jeder öffentlichen Rechenschaftspflicht walten kann. Die betroffenen Regierungen 
wehren sich zwar jedes Mal verbal gegen die Verurteilung, finden aber auf den Finanzmärk-
ten kein Gehör. Die Herrschaft des Ratings kennt keine demokratischen oder rechtsstaatlichen 
Prozeduren der Gewaltenteilung - sie steht also offenbar über ihnen und ist nicht verhandel-
bar. Die Wahrheit wird von privat ernannten Experten verfügt. Diese folgen der Logik des 
Finanzmarktes, nicht der öffentlichen Vernunft.  
Daß die Finanzmärkte zunehmend die Realwirtschaft steuern, ist spätestens mit der Finanz-
marktkrise von 2008 unübersehbar geworden. Heute wird darüber hinaus klar, wie weitge-
hend sie auch die Politik der Staaten beherrschen. Eine neue Weltordnung hat sich durchge-
setzt: Die höchste Macht kommt den Prozessen an den Finanzmärkten zu, gefolgt von den 
Entwicklungen in der Realwirtschaft und schließlich den politischen Prozessen in und zwi-
schen den Staaten.  
Die Staaten konkurrieren im internationalen Standortwettbewerb um die günstigsten - sprich: 
privatwirtschaftlich gewinnbringendsten - Investitionsbedingungen. So ist aus der notwendi-
gen staatlichen Ordnung des Wettbewerbs ein fast regelloser Wettbewerb zwischen den staat-
lichen Rahmenordnungen geworden. Nun bestimmen die Kapitalverwertungsinteressen von 
Anlegern, Unternehmern und Managern weitgehend darüber, was ordnungspolitisch "mög-
lich" und "notwendig" ist.  
Und da die "Finanzindustrie", die genaugenommen gar nichts produziert, diesen Kapitalver-
wertungsinteressen naturgemäß am nächsten steht, dominiert sie gegenüber der Realwirt-
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schaft. Diese ist zur Finanzierung ihrer Geschäftsprozesse von einer funktionierenden Geld- 
und Kreditversorgung und kostengünstigen Finanzdienstleistungen abhängig. Aber diese ur-
sprünglichen Aufgaben im Dienste der Volkswirtschaft stehen längst nicht mehr im Zentrum 
der Finanzwirtschaft, vielmehr versteht sie sich in erster Linie als privatwirtschaftliche Bran-
che, die mit ihren "Finanzprodukten" möglichst ohne den Umweg über die Realwirtschaft 
"Geld macht".  
Aus genau diesem privatistischen Verständnis heraus ist die Finanzwirtschaft von den meisten 
Staaten in den vergangenen 30 Jahren weitgehend dereguliert worden, so daß sie kaum noch 
Beschränkungen unterliegt. Die Macht des Geldes untersteht keiner normativen Verfassung 
mehr. Als Rechtfertigung für die Entfesselung der Finanzmärkte diente regelmäßig das Ar-
gument, daß damit der gesamten Volkswirtschaft neue Dynamik verliehen würde.  
Bewirkt wurde - von gewaltigen Einkommens- und Vermögensumverteilungen von den Be-
sitzlosen zu den Besitzenden ganz abgesehen - vor allem eine grundsätzliche Instabilität, die 
in Krisensituationen politisch kaum mehr beherrschbar ist. Denn die Finanzmarktakteure kön-
nen jederzeit gegen mißliebige Regulierungsansätze mit der Abwanderung an weniger regu-
lierte Standorte oder mit der Verweigerung benötigter Finanzierungen drohen und damit die 
nationalen Regierungen erpressen.  
Aus durchaus verständlicher Angst vor der Reaktion der Rating-Agenturen und der Finanz-
märkte wagt die verantwortliche Politik beispielsweise noch immer nicht den Schritt zu einem 
geordneten Schuldenschnitt im Falle Griechenlands. So zieht die Finanzwirtschaft alle andern 
Mächte zur Verantwortung, ist aber ihrerseits nahezu keiner (Gegen-)Macht mehr verantwort-
lich. Der Satz, wonach das Geld die Welt regiere, gilt radikaler als je zuvor: Neben den ein-
zelnen Kapitaleignern meint er nun auch das globalisierte Finanzsystem als Ganzes. Die per-
sönliche Macht der Geldbesitzer wird durch die systemische Macht einer maßlos kapitalisti-
schen Ordnung überlagert.  
Dementsprechend hilflos wirken unter diesen Bedingungen die Bemühungen der Regierungen 
zur Krisenbewältigung. Die Forderungen der Finanzwelt sollen im je nationalen Kampf um 
Sparmaßnahmen vorwiegend auf dem Rücken von Arbeitenden und Steuerzahlern befriedigt 
werden, ohne daß sie auf ihre Legitimität hinterfragt werden. Das läuft allzuoft auf Raubbau 
am gesellschaftlichen Kitt der Solidarität hinaus und zerstört damit den demokratisch grund-
legenden Zusammenhalt der Bürgerschaft.  
Vom sonst weitgehend akzeptierten Verursacherprinzip ist auf Grund der skizzierten verkehr-
ten Machtverhältnisse kaum die Rede, wenn es die Finanzbranche betrifft. Ganz im Gegenteil 
hat das alte Diktum von der Privatisierung der Gewinne und der Sozialisierung der Verluste 
eine vor der Finanzkrise so kaum gemeinte Bedeutung erhalten.  
Nichts anderes sind die meisten Maßnahmen zur Stützung der systemrelevanten Banken - 
man denke an die Übernahme ihrer "Schrottpapiere" durch die Zentralbanken, die sogenann-
ten "Rettungsschirme" und "Quantitative easing-Programme" (Vergrößerung der Geldmenge 
mittels Ankauf von Staatsanleihen, Devisen usw.). Wenn auch nicht allein deshalb, so doch 
zu einem wesentlichen Teil ist deswegen die öffentliche Schuldenlast vieler Staaten sprung-
haft angestiegen. So ist aus der Finanzmarktkrise eine nur mehr schwer einzudämmende in-
ternationale Schuldenkrise geworden.  
An der Wurzel angepackt hat die internationale Politik das Übel bisher nicht. Man begnügt 
sich mit immer weiteren, zum Teil konzeptlos anmutenden Symptomtherapien. Systeminterne 
Retuschen verschaffen aber höchstens einen Zeitgewinn und verschieben den gefürchteten 
Zusammenbruch des Systems auf einen späteren Zeitpunkt, in dem er vermutlich noch hefti-
gere Wirkungen zeitigen wird. Gewiß sind viele Staaten teilweise selbst dafür verantwortlich, 
daß sie sich in so hohem Masse verschuldet haben:  
Sie haben opportunistisch versucht, im Standortwettbewerb von der Dynamik der Finanzwelt 
zu profitieren. Damit haben sie sich von dieser abhängig gemacht, statt ordnungspolitisch 



 3 

vorbeugend für kontrollierbare Verhältnisse mit begrenzten Risiken zu sorgen. Aus diesem 
Teufelskreis gilt es auszubrechen. 
Diese knappe Analyse zeigt bereits, daß eine tiefer greifende Systemreform nötig ist. Es 
braucht eine globale Finanzmarktverfassung, welche die aufgeblähten Finanzmärkte wirksam 
an die Entwicklung der Realwirtschaft zurückbindet und die Staaten nicht weiter Spielball der 
finanziellen Spekulation sein läßt. 
Wie kann das Geld vom Herrn zum Diener der Welt gemacht werden? Die Staaten müssen die 
Geld- und Kreditversorgung als volkswirtschaftliche Infrastruktur begreifen und ernst neh-
men. Nötig ist eine grundsätzliche Reform der Finanzmarktverfassung, die auf folgenden 
konzeptionellen Grundlagen beruht: 
1. Die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Kredit ist eine öffentliche Aufgabe: Der Fi-
nanzmarkt ist kein gewöhnlicher Markt, in dem die Privatautonomie jedes einzelnen Teil-
nehmers das höchste Gut ist, sondern ein öffentlicher Raum, in welchem eine grundlegende 
volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Aufgabe zu erfüllen ist. Die Finanzbranche hat ei-
nen Service public zu erbringen.  
Die moderne Wirtschaft kann nur auf der Grundlage einer Staatsverantwortung für die Ver-
sorgung mit Geld und Kredit funktionieren. Was ökonomisch als Markt betrachtet wird, ge-
hört aus ordnungspolitischer Sicht zu den grundlegenden Rahmenbedingungen einer lei-
stungsfähigen Volkswirtschaft und muß deshalb rechtlich und politisch als Staatsaufgabe ge-
staltet werden. Wieviel von dieser Staatsaufgabe mit marktnahen Mitteln und durch private 
Akteure wahrgenommen werden kann, soll demokratisch entschieden werden.  
2. Das herkömmliche Aufsichtsmodell - das Konzept staatlicher Kontrolle über den Markt - 
ist abzulösen: Nach dem Paradigma des "freien Marktes" wurde bis anhin der Finanzmarkt 
auf der Grundlage eines Aufsichtsmodells geregelt: Im Grundsatz galt für alle Akteure die 
Wirtschaftsfreiheit. Der Staat übte lediglich eine polizeiliche Aufsicht aus, um Mißbräuche 
oder schädliche Auswirkungen zu verhüten oder zu beheben. Dabei folgte er der Problement-
wicklung immer nur reaktiv und korrektiv, ohne die tiefer liegenden Ursachen und ihre Dy-
namik je in den Griff zu bekommen.  
Finanzmarktkrisen waren nach diesem Modell hinzunehmen, weil sie den Preis der Wirt-
schaftsfreiheit bildeten. Sie konnten lediglich Anlaß dazu sein, die Aufsicht zu verschärfen 
und die Rahmenbedingungen zu stärken. Jetzt erleben wir, daß dieses Modell versagt. 
3. Die zukünftige Finanzmarktverfassung hat sich am Gewährleistungsmodell zu orientieren: 
Wenn die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Kredit eine Staatsaufgabe ist, ist sie von 
vornherein als öffentliche Infrastrukturleistung zu gestalten, ähnlich wie beispielsweise das 
Rechts-, das Bildungs-, das Verkehrs- und das Energieversorgungssystem. An die Stelle des 
Aufsichtsmodells tritt damit das Gewährleistungsmodell: Der Staat gewährleistet die Versor-
gung der Wirtschaft mit Geld und Kredit unter Beiziehung Privater.  
Was bedeutet dieses Gewährleistungsmodell? Es umfaßt drei Teilverantwortungen, die zwi-
schen Staat und Privaten aufgeteilt werden können: Der Staat hat einen funktionierenden Fi-
nanzmarkt zu gewährleisten, welcher die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Kredit si-
cherstellt (Gewährleistungsverantwortung). Er kann damit private Dienstleister beauftragen, 
welche die öffentliche Aufgabe nach den staatlichen Vorgaben und Zielen zu erfüllen haben 
(Erfüllungsverantwortung). Versagen die Privaten in ihrer Leistungspflicht oder überschreiten 
sie die Grenzen ihres Mandats, kann der Staat die Aufgabe wieder an sich ziehen oder Dritten 
übertragen (Auffangverantwortung). 
Staatsaufgabe bedeutet also nicht Verstaatlichung! Gemäß dem modernen Konzept der Public 
governance können öffentliche Aufgaben in unterschiedlichster Weise durch ein Zusammen-
spiel des Staates mit Privaten erfüllt werden.  
Umfassend ist nur die Staatsverantwortung für die Erbringung einer gemeinwohldienlichen 
Leistung. Inwieweit der Staat diese Leistung selbst erbringt, ist Sache der konkreten Ausge-
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staltung. Diese ist demokratisch zu bestimmen.  
Im Bereich des Finanzmarktes wird eine Aufgabenteilung zwischen einer autonomen staatli-
chen Instanz (der Zentralbank, in der Schweiz "Nationalbank" genannt) und der privaten Fi-
nanzbranche zu suchen sein. Die Erfahrung zeigt freilich, daß der Zentralbank wesentlich 
mehr Kompetenzen zugesprochen werden müssen als bis anhin. 
4. Im Finanzbereich ist der Vorrang der Demokratie vor der Wirtschaftsmacht durchzusetzen: 
Die Staaten müssen den Banken die private Geldschöpfung wieder entziehen. Denn heute ent-
steht neues Geld zum größten Teil durch Kreditschöpfung, indem sich jemand bei einer Bank 
verschuldet. Auf Grund der geringen Eigenmittelanforderungen können die Geschäftsbanken 
auf diesem Weg riesige Volumen an sogenanntem Buchgeld schaffen, das großenteils speku-
lativen Zwecken auf den Finanzmärkten dient.  
Deshalb haben die Zentralbanken die Kontrolle über die Geldmenge verloren. In Zukunft soll 
auch Buchgeld - wie die Münzen und Banknoten - gesetzliches Zahlungsmittel sein, das nur 
von der Zentralbank geschöpft werden kann (sogenannte Vollgeldreform). So wird das ge-
setzliche Geldmonopol wiederhergestellt. Die Zentralbank (Nationalbank) gibt so viel Geld in 
Umlauf, wie es die Entwicklung der Volkswirtschaft erfordert.  
Damit sorgt sie dafür, daß die Geldmenge das Volumen der Realwirtschaft abbildet. Den 
Banken verbleibt die Verteilung und Verwaltung des Geldes: der Zahlungsverkehr, die Kre-
ditvergabe (soweit sie vom Vollgeld abgedeckt ist) sowie Finanzdienstleistungen für die Re-
alwirtschaft und die Vermögensverwaltung für Private. 
Die Zentralbanken bestimmen auch die Grenzen der zulässigen Wirtschaftstätigkeit der Fi-
nanzbranche. Sie unterstellen bestimmte Tätigkeiten einer Bewilligungspflicht und verhindern 
volkswirtschaftlich schädliche Finanzprodukte. Sie verbieten zum Beispiel Wetten auf die 
Zahlungsunfähigkeit von Staaten. 
Zu diesem Zweck werden auf nationaler Ebene verfassungsrechtliche Regelungen nötig, die 
klarstellen, welche Entscheide demokratisch zu treffen sind, welche an die Zentralbank dele-
giert werden sollen und welche der Finanzbranche anvertraut werden dürfen.  
Das Geld kann zum Diener der Welt gemacht werden, sobald wir erkennen, daß es uns zu 
versklaven droht. Geld macht frei, aber nur, wenn wir es unserer demokratischen Verantwor-
tung unterstellen. 
Die beiden Autoren sind emeritierte Lehrstuhlinhaber an der Universität St. Gallen: Philippe 
Mastronardi für öffentliches Recht, Peter Ulrich für Wirtschaftsethik. ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 29. Oktober 2011 
(x887/...): >>Brüsseler Scheindemokratie  
"Mehr Europa"? - Bundesbürger sind im EU-Parlament stark unterrepräsentiert 
Die endlosen Streitereien über die sogenannten Rettungsschirme haben schwere Konstrukti-
onsfehler von Euro-Zone und EU aufgedeckt. Im Gestrüpp der Zuständigkeiten und Hoheits-
rechte sind kaum noch tragfähige Einigungen zu erzielen. Als Lösung fordern immer mehr 
Verantwortliche, auch die deutsche Kanzlerin Angela Merkel: "Wir brauchen mehr Europa!" 
Sprich: eine noch weitergehende "Integration" auf Kosten der nationalen Selbständigkeit. 
Unklar bleibt jedoch, was darunter genau zu verstehen ist. Würde beispielsweise eine "Fiskal-
union" eingeführt, wo die Steuern aller EU-Bürger zusammenflössen, würde die Mehrheit der 
schwachen Länder letztlich über das Steuergeld der starken verfügen, weil die Zahlerländer 
deutlich in der Minderheit sind. Die Deutschen zählten mit Sicherheit zu den Hauptverlierern. 
Zudem sind die europäischen Instanzen wie EU-Kommission, EU-Ratspräsident oder die Lei-
tungsgremien der Rettungsschirme alles andere als demokratisch gewählt. So entstünde also 
zudem ein verfassungsrechtliches Problem.  
Dem wollen die Befürworter von "Mehr Europa" mit einer Stärkung des EU-Parlaments be-
gegnen. Doch auch hier steht es schlecht um grundlegende demokratische Prinzipien. So 
kommen in Deutschland mit seinen 99 Sitzen bei gut 81 Millionen Einwohnern mehr als 
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800.000 Bewohner auf einen Platz im Parlament. Malta verfügt hingegen mit seinen nur 
418.000 Einwohnern über sechs Sitze, das heißt: Die Stimme eines einzigen Maltesers hat ein 
stärkeres Gewicht im EU-Parlament als die vom mehr als elf Deutschen. Und ab 2014 soll 
Deutschland auch noch drei Sitze einbüßen, während alle anderen Staaten ihre Parlaments-
stärke behalten. 
Würden die Deutschen mit Maltesern oder Luxemburgern (sechs Sitze bei 511.000 Einwoh-
nern) gleichgestellt, müßte Deutschland mehr als 1.000 Abgeordnete ins EU-Parlament ent-
senden. Sollte hingegen die Repräsentanz Luxemburgs und Maltas auf deutsches Niveau re-
duziert werden, müßten sich die beiden Zwergstaaten einen einzigen Parlamentarier teilen. 
Damit könnte eine gerechte Vertretung der Wähler im Parlament hergestellt werden. Die Wi-
derstände gegen eine solche Reform würden indes vermutlich schnell enthüllen, wie ernst es 
den Politikern der EU wirklich ist mit dem Aufbau eines "demokratischen Europas der Bür-
ger".<< 
Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) schrieb am 18. November 2011 in der "New York 
Times" über die europäische Einigung (x347/338): >>Wir können eine politische Union nur 
durch eine Krise erreichen. … Was wir mit der Fiskalunion bezwecken, ist ein kurzfristiger 
Schritt für die Währung. Längerfristig benötigen wir die politische Union. …<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 19. Mai 2012 (x887/...): 
>>Eingelullt und passiv geworden 
Schuldenkrise als Folge des Wohlfahrtsstaates und schwacher Persönlichkeiten 
Der Titel beinhaltet den Tenor des Buches "Die Pleite-Republik. Wie der Schuldenstaat uns 
entmündigt und wie wir uns befreien können": Die gegenwärtige Euro-Krise bringt zum Vor-
schein, daß der westliche Wohlfahrtsstaat schon lange über seine Verhältnisse lebt, daß er 
dabei gleichzeitig unsere individuelle Freiheit immer mehr eingeschränkt hat, weshalb ein 
Umdenken notwendig ist, um nicht die Fähigkeit zum Streben nach Glück, diese Überzeu-
gung der europäischen Aufklärung, zu verlieren. Denn "das Pathos dieses Rationalismus läßt 
sich nicht so leicht entmachten und entmündigen".  
Der Autor verschweigt nicht, daß solches Pathos eine einheitliche Persönlichkeitsstruktur vor-
aussetzt, an der es nach den Erkenntnissen moderner Dichter, Denker und Wissenschaftler 
aber mittlerweile mangelt. Da liegt ein unaufgelöster Widerspruch. Vielleicht kann uns der 
Wohlfahrtsstaat auch deswegen so leicht entmündigen, weil unsere moderne Persönlichkeit in 
sich zerfallen ist. 
Der erwähnte Tenor wird nun in den einzelnen Kapiteln näher untermauert. Die Einführung 
des Euro ist zwar nicht kausal für den hier und da in seiner Zone drohenden Staatsbankrott 
verantwortlich, hat ihn aber begünstigt, sofern die Wohlfahrtsstaaten seiner Zone mit erleich-
terten Kreditmöglichkeiten ihre "Partys feiern" konnten, wie der Autor sich ausdrückt.  
Dies und daß die Maastrichter Kriterien Makulatur sind, nachdem gerade Deutschland und 
Frankreich zu Beginn der 2.000er Jahre mit deren Mißachtung angefangen hatten, kann man, 
wie manche andere zwar skandalöse, aber unbestreitbare Einzelheit (etwa die rechtswidrige 
Übergehung der "no-bail-out-Klausel") und begründete Bankenschelte, auch anderswo schon 
länger lesen.  
Auffallender ist schon die Auffassung, daß die Mehrheitsdemokratie schon ganz prinzipiell 
zur Aufblähung des Wohlfahrtsstaates und damit zur Pervertierung der ursprünglichen sozial-
staatlichen Aufgabe der Absicherung gegen Risiken neige, mit den Ergebnissen, die uns die 
gegenwärtige Krise beschert. Denn die Politiker, die nach kurzer Zeit wiedergewählt werden 
wollen, dienen sich ihren Wählern durch finanzielle Wohltaten an, die sie unter dem Deck-
mantel (der Autor ist ein leidenschaftlicher Liberaler, ohne deshalb FDP-Propaganda zu ver-
breiten) der sozialen Gerechtigkeit und Gleichheit auf den Weg bringen.  
Zu diesem Zweck muß der Staat sich als finanzieller Umverteiler in großem Ausmaß engagie-
ren, aber auch umfangreiche Schulden machen, die herzloserweise auf die nachfolgenden Ge-
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nerationen abgewälzt werden. Welchen konkreten Sinn diese Wohltaten haben, bleibt oft ge-
nug dahingestellt, da sie stets mit den Phrasen von Gerechtigkeit und Gleichheit begründet 
werden. Ein gutes Beispiel ist das Betreuungsgeld, dessen familienfreundliche Etikettierung 
nicht darüber hinwegtäuscht, daß die Geburtenraten deswegen so gut wie gar nicht steigen, 
weil das In-die-Welt-Setzen von Kindern nun einmal nicht "ökonomisiert" werden kann.  
Angesichts dessen kann man unsere Form der Mehrheitsdemokratie als die zwar historisch 
siegreiche Staatsform, aber nicht unbedingt als die bewährteste betrachten. Denn sie hat zu 
dem vernichtenden Befund beigetragen (zitiert nach dem Nobelpreisträger 1995 für Ökono-
mie, Robert E. Lucas): "Der europäische Wohlfahrtsstaat ist inzwischen so teuer, daß die Brü-
cke zwischen Arbeitserfolg und dem, was man davon haben will, dem Lebensstandard, nach-
haltig zerstört ist." ...<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 29. Mai 2012: >>Joschka Fischer: 
Deutsche sollen zahlen 
Joschka Fischer hat die Deutschen aufgefordert, für die Schulden der anderen Euro-Staaten 
aufzukommen. In einem Aufsatz für den amerikanischen Thinktank projectsyndicate.com 
schrieb der frühere Außenminister, Deutschlands "Macht und Wohlstand" sollten zur Rettung 
der EU eingesetzt werden.  
Laut Fischer hätten die Deutschen sich im 20. Jahrhundert zweimal selbst vernichtet. "Es wä-
re sowohl tragisch als auch ironisch, wenn das wiedervereinigte Deutschland, obwohl fried-
lich und mit den besten Absichten, die europäische Ordnung ein drittes Mal ruinieren würde", 
so der grüne Spitzenpolitiker. 
Als Konsequenz solle Deutschland seine Mittel einsetzen, um die Schuldner der Euro-Zone 
freizukaufen. Die Bundesrepublik müsse einer Fiskalunion zustimmen. Unbegrenzt solle die 
Europäische Zentralbank künftig die Staatsanleihen der Schuldnerstaaten ankaufen. Zudem 
sollten Schulden durch die Ausgabe von Eurobonds "europäisiert" werden. Schließlich sollten 
neue Wachstumspakete aufgelegt werden, um den Wiederaufbau zu unterstützen. Andernfalls 
drohe der Zerfall des Euro und der totale Niedergang des Kontinents. 
Merkel löscht Feuer mit Benzin 
Den Argumenten der Gegner dieser Schuldenpolitik hielt Fischer entgegen, daß die deutsche 
Wirtschaft heute nur durch die schuldenfinanzierten Pakete von China und Amerika so gut 
dastehe. Er übte harsche Kritik an Angela Merkel wegen der "dogmatischen Sparpolitik". Die 
Kanzlerin versuche das Feuer mit Benzin zu löschen. 
Projectsyndicate ist eine private Denkschule, die Artikel von Publizisten durch ein Netz von 
Zeitungen verbreitet. Sie wird indirekt von dem amerikanischen Multimilliardär George Soros 
unterstützt.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 6. Juli 2012: >>"Damit ist die 
Grenze überschritten" 
Unter Führung von Karl Albrecht Schachtschneider und Wilhelm Hankel klagen vier Profes-
soren in Karlsruhe gegen den ESM-Vertrag 
Herr Professor Schachtschneider, warum muß der ESM in Karlsruhe scheitern? 
Schachtschneider: Vor allem, weil er die Grenze zum EU-Bundesstaat überschreitet, also mit 
der nationalen Souveränität unvereinbar ist. 
Und warum ist das ein Problem? 
Schachtschneider: Deutschland ist der Staat des deutschen Volkes seit 1871. Dieser Staat ist 
souverän. Er kann nicht Gliedstaat eines europäischen Bundesstaates sein, ohne seine Souve-
ränität aufzugeben oder zumindest einzuschränken, wie das Bundesverfassungsgericht im Lis-
sabon-Urteil vom Juni 2009 klargestellt hat. 
Warum? Die deutschen Bundesländer etwa sind nicht souverän und dennoch Staaten.  
Schachtschneider: Das erstere ist streitig. Die Souveränität der Länder, die nach innen und 
außen wirkt, wird meist bestritten. Ich sehe das anders. Das Verfassungsgericht hat die Eigen-
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staatlichkeit und Souveränität Deutschlands immer anerkannt und seinen Entscheidungen 
zugrunde gelegt. Sie gehört nach Artikel 20 des Grundgesetzes zur "Verfassungsidentität" 
Deutschlands, die solange gewahrt bleiben muß, wie die Deutschen das wollen, sprich, solan-
ge das Grundgesetz nicht durch ein in einer Volksabstimmung beschlossenes neues Verfas-
sungsgesetz, das sich für einen europäischen Staat öffnet, ersetzt ist.  
Und warum widerspricht das dem ESM? 
Schachtschneider: Weil mit dem ESM im Verbund mit dem Fiskalpakt und den weiteren Eu-
ro-Rettungsmaßnahmen wesentliche weitere Hoheitsrechte zu den weiten und offenen Er-
mächtigungen, die die Union schon hat, auf diese übertragen werden. 
Das ist in der EU doch nichts Neues.  
Schachtschneider: Aber jetzt wird ein großer Teil des Budgets der Verantwortung der Legisla-
tive - des Parlaments - entzogen und einer demokratisch in keiner Weise legitimierten Exeku-
tive überantwortet, nämlich dem Gouverneursrat, das sind die Finanzminister der ESM-
Mitglieder. Das Budget des Staates ist im "Wirtschaftsstaat" Kern demokratischer Verantwor-
tung und schon immer Königsrecht des Parlaments. Außerdem wurde schon eine Wirtschafts-
regierung geschaffen, und insgesamt wird die Finanzhoheit und damit auch die Sozialhoheit 
wesentlich eingeschränkt. 
Der Bundestag verabschiedet in diesem Jahr einen Haushalt in Höhe von über 300 Milliar-
den Euro. Warum darf er nicht, wie am letzten Freitag geschehen, beschließen, daß im Notfall 
eben 190 Milliarden davon in die Euro-Rettung fließen?  
Schachtschneider: Weil das eine nicht refinanzierbare Summe ist, die weitgehend in Anspruch 
genommen werden wird, wenn andere ESM-Mitglieder ihren Beitrag nicht werden leisten 
können. Dann bleibt nämlich laut ESM-Vertrag die Finanzierung des abrufbaren ESM-
Kapitals Sache der leistungsfähigen Staaten, freilich nur im Rahmen der jeweiligen Gewähr-
leistung. Die Gesamtsumme geht noch gar nicht in den Haushalt ein, weil zunächst nur 22 
Milliarden eingezahlt werden, der Rest von 168 Milliarden wird erst einmal nur gewährleistet. 
Auch wenn der Kapitalmarkt keine Kredite mehr zu tragbaren Kosten gibt, bleibt die Ver-
pflichtung bestehen. Unser Staatshaushalt kann das keinesfalls bewältigen. Im übrigen würde 
das Geld nicht zur Finanzierung unserer Ausgaben, sondern zur Finanzierung fremder Staaten 
verwendet. Das ist souveränitätswidrig.  
Aber das haben die Konstrukteure des ESM doch sicher bedacht? 
Schachtschneider: Eher nicht. Die Souveränitätsfrage ist jetzt deren Hauptproblem. Deshalb 
wird jetzt von Volksabstimmung gesprochen. Ich meine aber, daß es - trotz aller Einwände - 
nicht die Haushaltsfrage sein wird, die das Bundesverfassungsgericht dazu bewegen wird, den 
ESM-Vertrag zu verwerfen.  
Warum nicht? 
Schachtschneider: Weil das Gericht auch schon den temporären Euro-Rettungsschirm EFSF 
nicht hat scheitern lassen. Der einzige Unterschied ist im Grunde nur, daß der ESM perma-
nent ist. Aber ob das ausreicht, das Gericht zu einer besseren Erkenntnis zu bewegen, wage 
ich zu bezweifeln. Ich glaube, die Schlacht wird nicht um den Haushalt, sondern um die Sou-
veränität geschlagen.  
Was bedeutet? 
Schachtschneider: In unseren bisherigen Klagen haben wir darauf gedrängt, das Gericht möge 
anerkennen, daß die EU nicht legitimatorisch, aber funktional - also in ihren Befugnissen und 
Aufgaben - längst ein Bundesstaat ist. Denn damit wäre Deutschland nur noch ein Gliedstaat, 
was die Verfassung der Deutschen, das Grundgesetz nicht zuläßt.  
Das Bundesverfassungsgericht hat aber immer wieder bestätigt, daß die EU eben kein Bun-
desstaat ist. 
Schachtschneider: Richtig. Aber bereits das Lissabon-Urteil hat eingeräumt, die EU sei nun 
"beinahe" ein Bundesstaat. Verfassungsrichter Udo di Fabio sagte in der mündlichen Ver-
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handlung: "Die EU segelt hart am Rande des Bundesstaates." Nun kommt diese permanente 
Finanzintegration durch den ESM und die anderen Euro-Rettungsmaßnahmen dazu. Jetzt wird 
das Gericht einräumen müssen, daß die Grenze zum Bundesstaat überschritten ist. Diese Fra-
ge wird der Kern des Prozesses sein.  
Der "Münchner Merkur" schreibt: "Wenn Historiker eines Tages darüber sinnieren, wann 
Deutschland als souveräner Staat aufgehört hat zu existieren und die Metamorphose in ein 
Bundesland der Vereinigten Staaten von Europa begann, dann dürfte ihr Blick auf den Tag 
der Verabschiedung des ESM-Vertrags fallen."  
Schachtschneider: Völlig richtig. Wir leben längst im entdemokratisierten Unionsstaat. Die 
politische Union ist weit entwickelt. Sie bedarf der Legitimation durch ein Unionsvolk oder 
muß gänzlich neu gestaltet werden. Dafür bin ich, für ein europäisches Europa, ein Europa der 
Vaterländer, das, völkervertraglich verbunden, in Frieden und Freiheit zusammenlebt. Und 
nicht für ein Europa einer von der Finanzindustrie bestimmten bürokratischen Diktatur, das 
mit dem langgezogenen Staatsstreich ertrotzt werden soll, und langfristig mittels Wahlen der 
weitgehend verarmten Bevölkerung in einen sozialistischen Staat ohne Völker umgewandelt 
wird. Aber genau das wird solange Maxime der Unionspolitik sein, wie diese nicht unterbun-
den wird. 
Prof. Dr. Karl Albrecht Schachtschneider Der Staatsrechtler (72) lehrte in Berlin, Hamburg 
und Erlangen.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 13. Juli 2012: >>Beschluß über den 
ESM-Vertrag 
Sie fürchten das Volk 
Martin Graf 
Die selbsternannte Euro-Elite hat die Mitgliedsstaaten mit gigantischen Bedrohungsszenarien 
zum Beschluß des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) erpreßt, den nun auch Öster-
reichs Parlament mit den Stimmen von Sozialdemokraten, Volkspartei und Grünen willig 
vollzogen hat. In Verbindung mit dem Fiskalpakt raubt der ESM den Ländern die Souveräni-
tät und höhlt die Demokratie aus.  
Die ökonomische Schlagkraft ist höchst umstritten, ändern doch die neuen Regeln nichts an 
den strukturellen Problemen Europas, die längst nicht auf den Euro-Raum beschränkt sind. 
Europa hat primär ein demographisches Leiden. Die autochthonen Bevölkerungen schwinden 
als Folge zu weniger Geburten, die wiederum die Konsequenz konsumorientierter Individua-
lisierung und falscher Familienpolitik sind. Geld wird dafür eingesetzt, den älteren Generatio-
nen eine soziale Sicherheit zu bieten, die die Jüngeren und erst recht die Ungeborenen man-
gels Anzahl nicht mehr bezahlen können. Darin liegt auch eine Wurzel der Schuldenproble-
matik vieler Staaten.  
Die gemeinsame Währung tut nicht mehr, als die Probleme der Staaten miteinander zu multi-
plizieren. Der ESM verpflichtet dazu, Risiken für andere einzugehen, die kein Land für sich 
selbst übernehmen würde. 
Der Blick auf die Geburtenrate verwandelt die höhere Finanzmathematik der "Euro-Retter" in 
eine einfache Rechnung, deren Ergebnis durch die großteils unqualifizierte Zuwanderung aus 
nichteuropäischen Gegenden weiter ins Negative abgleitet.  
Der Bielefelder Bevölkerungswissenschaftler Herwig Birg äußert schon seit Jahren die Sorge, 
die Demokratie könne durch die Demographie gefährdet werden. Er meinte damit Wählerbe-
wegungen hin zu extremen Parteien, sobald die Menschen auf die Wahrheit stoßen, die ihnen 
von der Politik jahrzehntelang verschwiegen wurde. Für Griechenland erwies sich diese Pro-
gnose bereits als zutreffend.  
Vor dem Zorn der Bürger schützen sich die bedrängten Eurokraten, indem sie den Völkern 
jede Mitsprache rauben und die Demokratie von oben herab ausschalten. 
Dr. Martin Graf ist FPÖ-Politiker und seit 2008 Dritter Präsident des österreichischen Natio-
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nalrats.<< 
Die Tageszeitung "DIE WELT" berichtete am 20. August 2012 über die Entstehung der Eu-
ropäischen Union: >> Europas Einigung war de Gaulles Rache an den USA 
Bis 1956 liebäugelten die Franzosen mit einer Achse Paris-London. Erst als die Intervention 
zusammen mit Israel am Suezkanal an Amerikas Einspruch scheiterte, kam es zu den Römi-
schen Verträgen. ... 
Am 10. September 1956 fliegt Frankreichs Premierminister Guy Mollet zu Gesprächen mit 
seinem britischen Kollegen Anthony Eden nach London. Fünfzig Jahre später enthüllen frei-
gegebene Dokumente aus den britischen Archiven, welches Angebot der französische Sozia-
list dem britischen Konservativen macht. "Bei seinem letzten Besuch in London erörterte der 
französische Premier Monsieur Mollet mit dem Prime Minister die Frage einer Union zwi-
schen dem Vereinigten Königreich und Frankreich", heißt es lapidar in einer britischen Kabi-
nettsvorlage. 
Der Vorgang läßt die Entstehung der Europäischen Union in einem neuen Licht erscheinen. 
Während man in Deutschland den Mythos der EU als Antwort auf die Gräber des Ersten und 
zweiten Weltkriegs pflegt, ist sie eher zu begreifen als Teil des verzweifelten französischen 
Versuchs, das eigene Kolonialreich vor dem Untergang zu retten. 
Mollets Vorstoß in London erfolgt gerade mal sechs Monate, bevor Franreich die Römischen 
Verträge unterschreibt und damit zusammen mit Deutschland, Italien und den Beneluxstaaten 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) gründet - die Vorläuferorganisation der EU. 
Aus französischer Sicht ist das Projekt Europa eben nur Plan B. 
Eine Idee aus schierer Not 
Sechzehn Jahre zuvor, am 16. Juni 1940, hatte ausgerechnet Winston Churchill eine Union 
Frankreichs und Großbritanniens auf der Basis einer gemeinsamen Staatsbürgerschaft, eines 
vereinten Parlaments und Kabinetts sowie gemeinsamer Organe der Außen-, Verteidigungs- 
Wirtschafts- und Finanzpolitik vorgeschlagen. 
Geboren war die Idee aus der schieren Not. Nur durch die Union mit dem unbeugsamen 
Großbritannien war die Kapitulation der Franzosen vor Hitler noch abzuwenden. Und wenn 
Festland-Frankreich nicht mehr zu halten war, so wären wenigstens die französischen Koloni-
en aus der Konkursmasse zu retten. Denn in Churchills Plan des Widerstands gegen die deut-
sche Militärmaschine sollte das Weltreich notfalls die Basis bilden, von der aus der Kampf 
auch dann fortgesetzt werden konnte, wenn England besetzt würde. 
Für Charles De Gaulle spielte "La France d'outre-mer" eine vergleichbare Rolle. Sie sollte die 
materielle Basis seines "Freien Frankreich" bilden. Schon im Herbst 1940 brachen Kamerun, 
Tschad und Französisch-Äquatorialafrika mit dem Kollaborationsregime Marschall Pétains in 
Vichy und schlossen sich De Gaulles Widerstandsbewegung an. Doch waren Frankreichs Ko-
lonien ohne Großbritanniens Flotte hilflos den Deutschen ausgeliefert. 
"Wir sind ein kleines Land" 
So hatte der General, sonst peinlich auf französische Unabhängigkeit bedacht, persönlich dem 
britischen Premier die politische Union vorgeschlagen. Die Idee freilich stammte nicht von 
De Gaulle selbst, sondern von einem anglophilen Politiker namens Jean Monnet. Der sollte in 
die Geschichte eingehen als Gründervater von Montanunion, Euratom und EWG; eines konti-
nentaleuropäischen Verbunds also, den ausgerechnet Charles de Gaulle zum Bollwerk gegen 
den angelsächsischen Einfluß in Europa umfunktionierte. 
"De Gaulle hielt täglich Reden über la grandeur francaise", sagte Monnet später über die un-
mittelbare Nachkriegszeit. "Ich sagte ihm geradeheraus: Wenn Sie nicht aufpassen, wird es 
keine Grandeur geben. Wir sind ein kleines Land, wir sind ausgeplündert worden, unsere in-
dustrielle Basis ist weitgehend zerstört. Frankreich könnte der Hinterhof Europas werden." 
Diese Überlegungen bildeten den Ausgangspunkt für die 1952 verkündete "Montanunion". 
Was der als Deutscher geborene französische Außenminister Robert Schuman als "Verge-
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meinschaftung" der Kohle- und Stahlindustrie auf dem Weg zu einer Europäischen Föderation 
pries, war für Frankreichs Elite eine Ruhrbesatzung ohne Militär. So sicherte sich Frankreich 
einen Zugriff auf die deutsche Kohle. Durch die "Hohe Behörde" der Montanunion wurde 
zudem die "Ruhrbehörde" der Siegermächte kaltgestellt, in der auch Großbritannien und die 
USA Sitz und Stimme hatten. ...<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 12. September 2012: >>Bundesver-
fassungsgericht billigt ESM-Vertrag unter Auflagen 
Das Bundesverfassungsgericht hat die Eilanträge gegen den ESM-Vertrag zurückgewiesen. 
Die Karlsruher Richter billigten damit den permanenten Euro-Rettungsschirm, allerdings un-
ter Auflagen. So muß die Bundesregierung sicherstellen, daß die Haftung Deutschlands auf 
190 Milliarden Euro begrenzt ist. Weitere Einzahlungen in den ESM dürften nur mit Zustim-
mung des Bundestags erfolgen. 
Geklagt hatten unter anderem der CSU-Bundestagsabgeordnete Peter Gauweiler, die Profes-
soren Karl Albrecht Schachtschneide, Wilhelm Nölling, Wilhelm Hankel und Bruno Bandu-
let, die Linksfraktion im Bundestag sowie das von Ex-Bundesjustizministerin Herta Däubler-
Gmelin (SPD) unterstützte Bündnis "Europa braucht mehr Demokratie".  
Abgelehnt wurde auch der Eilantrag Gauweilers, dem Bundespräsidenten so lange zu untersa-
gen, das Gesetz zum ESM-Vertrag zu unterzeichnen, bis die Europäische Zentralbank ihre 
Ankündigung, unbegrenzt Staatsanleihen von angeschlagenen Euro-Staaten aufzukaufen, zu-
rückgenommen habe. Gauweiler habe hierfür keine ausreichende Begründung geliefert, sagte 
der Präsident des Gerichts, Andreas Voßkuhle.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. März 2013 (x887/...): 
>>Deutsche sollen noch mehr bluten 
Töchter des Euro-Rettungsfonds ESM und neue Hilfskassen sollen weitere Milliarden Euro 
umverteilen 
Der Zugriff der Europäischen Union auf das Geld der Deutschen nimmt immer größere Aus-
maße an. Dabei brachte Deutschland bereits in der Vergangenheit fast die Hälfte des EU-
Nettohaushaltes auf. Wie der Heidelberger Volkswirtschafts-Professor Franz-Ulrich Willeke 
errechnet hat, trugen die Bundesbürger in den Jahren 1991 bis 2011 allein 45 Prozent des Net-
tobudgets, was insgesamt rund 250 Milliarden Euro ausmachte. Doch es soll noch mehr wer-
den. ... 
Unterdessen wird weiter über den EU-Haushalt der Jahre 2014 bis 2020 verhandelt. Der bis-
herige Entwurf sieht bei Einnahmen von 908 Milliarden Euro Ausgaben über 960 Milliarden 
vor. Obwohl Hauptzahler Deutschland ohnehin stärker in Anspruch genommen werden wird, 
müßte die EU also Schulden aufnehmen, um die Lücke von 52 Milliarden Euro zu schließen. 
Dies ist ihr bislang verboten.  
Über solche EU-Schulden tritt erneut das Ziel der "Euro-Bonds" in Sichtweite. Euro-Bonds 
sind Schulden, die alle Euro- oder EU-Länder gemeinsam aufnehmen, für die faktisch am En-
de aber nur die Staaten haften, welche noch zahlungsfähig sind. Diese Rolle fällt immer aus-
schließlicher Deutschland zu.<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 9. April 2013: >>EZB-Studie Deutsche belegen 
beim Vermögen den letzten Platz  
Ausgerechnet die Zyprer gehören zu den reichsten Bürgern der Euro-Zone, Deutschland steht 
am Ende der Rangliste. Das geht aus einer Studie der EZB hervor. Doch die Methodik hat 
erhebliche Tücken.  
Die Zahl ist ein Politikum, und darum wurde sie wochenlang akribisch unter Verschluß gehal-
ten. Wie reich die Zyprer im Vergleich zum Rest der Währungsunion sind, das sollte nicht an 
die Öffentlichkeit gelangen, solange über ein Rettungspaket für die Insel verhandelt wurde. 
Nun ist beschlossen, daß die Euro-Länder und der internationale Währungsfonds dem Land 
mit zehn Milliarden Euro unter die Arme greifen. Und jetzt wird auch klar, warum die Ver-
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mögensstudie zurückgehalten wurde. Denn die Ergebnisse, die die Europäische Zentralbank 
präsentiert, sind in der Tat nicht geeignet, der Zypern-Hilfe mehr politischen Rückhalt zu ver-
schaffen. 
Denn nach den Erhebungen der Zentralbanken der Euro-Zone sind die Zyprer das zweitreich-
ste Volk überhaupt. Das Durchschnittsvermögen der Haushalte auf der Insel, der sogenannte 
Median, liegt bei 267.000 Euro. Nur die Luxemburger kommen mit 398.000 Euro auf einen 
noch deutlich höheren Wohlstand. 
Median-Vermögen: Deutschland belegt laut EZB-Studie letzten Platz 
Deutschland steht dagegen mit einem Durchschnitt von mageren 51.400 Euro ganz am Ende 
der Rangliste. Und auch andere wichtige Geberländer wie die Niederlande, Österreich oder 
Finnland liegen unter dem Euroland-Median von 109.200 Euro, Frankreich nur knapp dar-
über. 
Schließlich soll der Bundestag in der kommenden Woche das Rettungspaket für Zypern ab-
segnen. Die Hilfe für die als Schwarzgeld-Paradies verschriene Insel war von Anfang an poli-
tisch besonders umstritten. Daß die Zyprer nun zu den reichsten Europäern gehören sollen, 
dürfte Gegner der Stütze nur noch bestärken. 
Allerdings hat die Methodik ihre Tücken, auf die in Zentralbankkreisen ausdauernd hingewie-
sen wird - zu Recht. Diese Eigenheiten schränken die Aussagekraft der Erhebung erheblich 
ein. Das fängt damit an, daß die Umfrage nach Wohnsitz unterscheidet, nicht nach Nationali-
täten. In das Durchschnittsvermögen der Zyprer fließen also Einheimische ebenso ein wie 
vermögende russische Oligarchen, die sich auf der Insel niedergelassen haben. 
Deutschland ist Mieter-Land 
Der Wohnungsbau-Boom läßt nach - es wird knapp  
Der Bau von neuen Wohnungen boomt, aber das ist offenbar nur ein Strohfeuer. Knapp 
55.000 Objekte wurden im Januar und Februar genehmigt. Doch wer denkt, damit wäre die 
Wohnungsknappheit gelöst, liegt falsch.  
Größtes Problem ist jedoch das Thema Immobilienbesitz. Das eigene Heim macht europaweit 
den größten Teil des privaten Vermögens aus. Der Anteil der Hausbesitzer variiert jedoch von 
Land zu Land erheblich. So wohnen etwa in der Slowakei 90 Prozent der Haushalte in den 
eigenen vier Wänden, in Spanien sind es 83 Prozent und in Zypern immerhin noch 77 Pro-
zent. 
Deutschland ist im Vergleich dazu ein Volk der Mieter: Nur 44 Prozent haben ein eigenes 
Haus. Das hat erhebliche Auswirkungen. Denn während ein deutscher Haushalt mit 
Eigenheim im Schnitt auf 216.000 Euro Vermögen kommt, sind es bei den Mietern nur 
10.300 Euro. 
Dazu kommt, daß die Zahlen bis zu fünf Jahre alt sind. Sie wurden in den Jahren 2008 bis 
2010 erhoben. Genau zu der Zeit erlebte jedoch in etlichen europäischen Ländern eine Immo-
bilienblase ihren Höhepunkt. Setzt man Immobilienpreise von 2002 an, fällt das Durch-
schnittsvermögen beispielsweise in Zypern um rund ein Drittel niedriger aus. 
Eine weitere Unsicherheit besteht in der Art und Weise, wie die Daten erhoben wurden. Sie 
sind das Ergebnis einer Umfrage - die Befragten mußten daher den Wert ihres Vermögens 
und damit auch den Wert ihres Hauses selbst schätzen. Gerade in Märkten, die gerade einen 
Boom hinter sich haben, dürften die Menschen jedoch dazu neigen, den vermuteten Ver-
kehrswert ihres Hauses eher zu hoch ansetzen, heißt es in Zentralbankkreisen. 
Vermögen: Ansprüche aus der Rente nicht eingerechnet 
Die Deutschen werden immer reicher  
Das Durchschnittsvermögen pro Erwachsenem steigt in Deutschland um 2,8 Prozent auf 
174.000 Euro. Das geht aus dem "Global Wealth Report" hervor. Ein möglicher Grund könnte 
der Immobilienboom sein.  
Die Notenbanker präsentieren daher auch Berechnungen, die die Vermögensunterschiede zwi-
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schen den Ländern deutlich zusammenschrumpfen lassen. Rechnet man die niedrigere Eigen-
heim-Quote und die Steigerung der Immobilienpreise seit 2002 heraus, landen die Deutschen 
auf einmal oberhalb des Eurozonen-Durchschnitts - und vor Zypern.  
Was die Daten freilich in die andere Richtung verzerrt, denn wer sein Haus in Zypern oder 
Spanien vor Platzen der Blase verkaufen konnte, hat ja in der Tat ein gutes Geschäft gemacht 
und an Vermögen zugelegt. 
Während das Vermögen in etlichen europäischen Ländern überzeichnet wird, dürfte Deutsch-
land in der Studie schlechter abschneiden, als es den realen Verhältnissen entspricht. Unbe-
rücksichtigt blieben etwa Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung sowie Betriebs-
renten, die für viele, zumal ältere Deutsche einen erheblichen Teil ihres Vermögens ausma-
chen dürften. Allerdings müßten dann für ein vollständiges Bild auch die Zahlungsverpflich-
tungen der jüngeren Generationen für die öffentlichen Rentenkassen eingerechnet werden. 
Die Haushalts-Umfrage der Notenbanken könnte auch noch in der Diskussion um künftige 
Rettungspakete eine Rolle spielen. Nummer drei der Vermögens-Rangliste ist Malta, an des-
sen Stabilität zuletzt angesichts des großen Finanzsektors im Land immer öfter gezweifelt 
wurde. Es folgen die beiden Dauer-Sorgenkinder Spanien und Italien. Nur ein Hilfspaket für 
Slowenien dürfte sich mit Hilfe der Studie eher leichter rechtfertigen lassen: Die sloweni-
schen Haushalte sind unterdurchschnittlich reich - und so hoch verschuldet wie sonst nur die 
Zyprer.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Jahre 2014 im COMPACT-
Spezial Nr. 4 (x350/27-29): >>Der Krieg der Werte  
_ von Ulrich Schacht  
Rußland sei immer noch zu sowjetisch, klagt die Europäische Union. Dabei droht der Totali-
tarismus heute viel eher aus Brüssel als aus Moskau. und die Konstellation des Kalten Krieges 
hat sich umgekehrt.  
Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, daß ich heute auf einer Konferenz zusammen bin mit 
Valentin Falin, einem Mann jenes Systems, dem ich noch als politischer Widerstandskämpfer 
bis zu meiner Verhaftung in der DDR radikal gegenüberstand.  
Es entspricht aber eben auch einer gewissen Logik, daß wir heute auf dieser Konferenz zu-
sammen sind, denn ich war ja damals mit anderen zusammen kein Widerstandskämpfer aus 
falschen Motiven gegen Rußland, sondern gegen die totalitäre Gesellschaft der Sowjetunion 
heraus.  
Mein politisches Ziel und das anderer in diesem Zusammenhang war die Hoffnung und das 
Mitarbeiten und Mittun daran, daß Rußland eines Tages Abschied nehmen kann von der So-
wjetunion. Das ist zwischenzeitlich gelungen. Und es gibt keinen Grund mehr, Ressentiments 
oder negative Erfahrungen in einen nach-totalitären Zusammenhang in Europa zu perpetuie-
ren, sondern es gibt nur die Aufgabe hinzuschauen: Was versucht dieses neue Rußland, um 
sich zu stabilisieren vor dem Hintergrund der großen, schrecklichen totalitären Erfahrung?  
Gegenläufige Entwicklungen  
Die schrecklichen Erfahrungen des modernen Rußlands sind ja Erfahrungen mit dem Import 
eines Ideensystems aus dem Westen. Das bolschewistische basiert auf dem jakobinischen Sy-
stem.  
Das heutige Rußland rekonstruiert sich national, nicht nationalistisch.  
Lenin hat sich als Exekutor und Anwender jener terroristischen Glücksdiktatur des Maximili-
en de Robespierre und anderer verstanden und sie unter den Bedingungen Rußlands ange-
wendet. Wie kommen wir heute dazu, den Russen ein weiteres Mal zu empfehlen, sich aus 
dem Westen ein System zu importieren - was ihnen das vorige Mal die größte Katastrophe der 
nationalen Geschichte serviert hat?  
Um welches System geht es aktuell? Das heutige Rußland rekonstruiert sich national, aber 
nicht nationalistisch, religiös, aber nicht fundamentalistisch, etatistisch, aber sich nicht in eine 
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amorphe, von internationalen Konzernen betriebene Größenordnung auf den geopolitischen 
Feldern der Nachkriegsordnung bewegend. Jene drei Essentials der russischen Politik der Ge-
genwart, Rekonstruktions-Essentials, stoßen auf den fanatischen Widerstand jener Funktions-
eliten in Westeuropa, welche sich in diesem neuen Hegemonialzentrum zu Brüssel konstitu-
iert haben, die postnational, postsäkular und postetatistisch sind.  
Der Glaube, die Nation, die Familie - das muß zerstört werden.  
Postetatistisch heißt: Zivilgesellschaft. Wir alle sind Zeugen der Entwicklung, daß eine Zivil-
gesellschaft, wie sie uns dort vorgeschlagen wird, mehr an raffinierter Unterdrückung zu 
praktizieren versucht, wenn es um die Beschneidung der freien Meinungsäußerung und ande-
rer Dinge geht, als man sich das im freien Diskurs des gegenwärtigen Rußlands auch nur vor-
zustellen vermag. Ich bin tief davon überzeugt, und nicht nur überzeugt durch Spekulation, 
sondern auch durch Wissen, daß der historische Diskurs, der politische, der philosophische 
Diskurs unverstellter, unbehinderter in Rußland vor sich geht, als zur Zeit in dieser großen 
liberalen Demokratie hierzulande.  
Die Liberalität des Westens, für die wir unter den Bedingungen der Teilung Europas mit der 
Existenz einer totalitären Gesellschaft und Großmacht wie der Sowjetunion gekämpft haben, 
jene Liberalität existiert nicht mehr. Was existiert, ist eine liberale Phrase, die Menschen-
rechts-Phrase, die genutzt wird, was mit Bezug auf sie besonders schäbig ist, um Unrecht zu 
praktizieren, international und national.  
Es gibt einen geradezu extremen Haß in den "Katakomben zu Brüssel" - anders kann man die 
selbstisolationistischen Tendenzen, den Autismus dieses Institutes, das dort versucht, ein ho-
mogenes Europa herbeizumanipulieren, anders kann man ja die Dinge nicht bezeichnen.  
Totalitäres Menschenexperiment  
Das ist ein Angriff auf das, was diesen europäischen Kontinent immer schon qualifiziert hat: 
Die Vielfalt seiner Sprachen, seiner Kulturen, seiner Literaturen, seiner Kunst. Es gibt eine 
genau umgekehrte Rechnung. Denn: Die großen totalitären Gesellschaften des 20. Jahrhun-
derts, die kommunistische in der Sowjetunion, die nationalsozialistische in Deutschland, sind 
eben gerade nicht - was uns immer wieder suggeriert wird - Ausdruck gewesen von verrückt 
gewordenem Nationalismus, sondern von verrückt gewordenem Universalismus. Das ist ge-
nau der Unterschied.  
Was läuft hier, abschließend gesagt, für ein übles Spiel? Es ist der dritte Versuch aus dem 
totalitären Quellgebiet des Westens - wurzelnd im zweiten Teil der Aufklärung, diesen gottlo-
sen Versuchen, die Ordnung des Menschen, seine innere anthropologische und ideelle Stabili-
tät zu zerstören und zu vernichten -, es ist der dritte Versuch, den Menschen geschichtlich 
umzubauen.  
Es ist der neue Mensch das Ziel dieses neuen totalitären Versuches. Der jetzt allerdings, und 
zum ersten Mal in der Geschichte, zu einer eigenartigen, auch das kann man genau nachprü-
fen, Logik und Synthese geführt hat, denn der internationale, entfesselte Kapitalismus ist der 
beste Zuarbeiter dieser Tendenz. Worum geht es? Es geht darum, alles abzuschleifen, was 
diesem Prozeß, den man auch schon in nuce im Kommunistischen Manifest nachlesen konnte, 
dem großen Verwertungsprozeß in der Geschichte der Menschheit, im Wege steht: der Glau-
be, die Nation, die Familie und und und.  
Das muß abgeschliffen werden. Das muß zerstört werden. Und der progressive Liberalismus, 
die progressive Linke, die progressiven Konservativen, sie alle sind nichts Anderes als be-
wußte oder unbewußte Agenten dieses Verwertungsprozesses, der über die ganze Welt ge-
schoben werden soll.  
Das größte Opfer des Bolschewismus waren die Russen selber.  
Das betrifft diese Währungsgeschichte, die wir gerade erleben. Das betrifft eine fanatische, 
obskure Idee wie die Gender-Ideologie, die ja nicht das Ziel hat, Gerechtigkeit herzustellen - 
diese Phrase ist durchschaut, wie ein ganz zerschlissener Vorhang. Sondern es geht darum, 
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aus einem Menschen fünf zu machen. Was heißt das? Jeder Mensch ist eigentlich biologisch 
präformiert, Ausnahmen bestätigen die Regel. Aber: Die neue Gender-Philosophie ist sozusa-
gen die direkteste Agentur des kapitalistischen Profitstrebens.  
Ein Mensch, der fünf Geschlechter hat, der kauft sich in der Woche fünf Mal verschiedene 
Klamotten, Kleider … Es ist ein durchschaubares Prinzip. Das Verrückte ist nur: Schon wie-
der fallen die Umbauer der Menschheitsgeschichte darauf herein, beziehungsweise fühlen sich 
davon ermutigt. Dahinter steht, vielleicht als letzter Satz - als Theologe darf ich mir das er-
lauben - der Größenwahn aller modernen Philosophien: Die Welt besser zu machen, als der 
liebe Gott sie vielleicht in ihrem Grundformat geschaffen hat. Dieser Größenwahn hat zu den 
größten Verbrechen der Menschheit geführt.  
Eurokraten im Niemandsland  
"Wir haben es in den EU-Institutionen mit Leuten zu tun, die von Kultur reden, aber den tief-
sten Charakter von Kultur, die Differenz, nicht verstehen. Der Pluralismus dieser Leute be-
steht darin, daß sie in den Hauptstädten Europas von einer Shopping-Mall in die andere stol-
pern. Daß sie nicht mehr wissen, wo sie sind. Daß sie bei Grenzübertritten immerzu dasselbe 
Schild sehen, und wenn sie zu schnell fahren, wissen sie gar nicht, was in der Mitte zwischen 
den Sternen steht. - Wo bin ich? Heiteres Länderraten im befriedeten Europa." (Ulrich 
Schacht)  
Eine Bitte an Rußland  
Wir sollten diesen Größenwahn als europäische Völker zurückweisen und zwar - das wäre die 
neue Perspektive, die ich einbringen würde - zusammen mit Rußland. Denn Rußland ist heute 
in seiner Rekonstruktionsphase eines russischen Staates.  
Russische Souveränität, die Wiederkehr der Ikone als inneres Stabilitätsmoment seiner Ge-
schichte und Identität, die Rückkehr zur Orthodoxie - was im Übrigen die Säkularisten im 
Westen und in unseren Feuilletons zum Wahnsinn treibt, kann man jeden Tag lesen, wenn 
man die Zeitung liest - das alles sind Vorbilder für deutsche Gegenwartspolitik.  
Rußland, das heutige Rußland unter Putin, hat sich nicht zu entschuldigen bei irgendwem für 
irgendwas. Das heutige Rußland kann fragen: "Wie halten Sie es denn, Frau Merkel, in Ihrem 
Land mit den Menschenrechten? Wie werden denn Parteien, die Ihnen nicht passen, behandelt 
- erhalten sie Zugang zu den Medien?"  
Wir könnten das abendfüllend ausweiten, jeder in diesem Saal weiß, wovon ich spreche. Nein 
- einen Hinweis an die russischen Vertreter habe ich dann doch: Bei all dieser neuen Überein-
stimmung können wir natürlich eins nicht ausblenden - was noch eine Replik auf meinen Vor-
redner Valentin Falin wäre, der geäußert hat: "Es kommt darauf an, nichts Schlechtes über 
Tote oder Lebende zu sagen." Rußland muß natürlich verstehen, daß die Sowjetunion nicht 
neutral gesehen werden kann - nicht von den baltischen Staaten, vielleicht auch nicht von Po-
len und anderen. Es hat schon etwas stattgefunden, was nicht so schnell zu vergessen ist.  
Aber heute sind gerade die Länder, die nach dem Zusammenbruch des Imperiums ihre Souve-
ränität zurückgewonnen haben, schon wieder in einem Souveränitätskonflikt. Sie sollen Sou-
veränität an Brüssel abgeben. Und wir wissen ja, wenn wir die Äußerung des tschechischen 
Staatspräsidenten Vaclav Klaus hören, wir wissen ja, wenn wir Viktor Orban in Budapest hö-
ren, und wenn wir sozusagen über einige baltische Probleme hören, daß diese Rechnung nicht 
nahtlos aufgegangen ist. Rußland hätte hier eine große Chance, zu einer Form von Bündnis zu 
kommen bei der Verteidigung der Souveränität - unter Gleichberechtigten aufgrund einer ge-
meinsamen negativen Erfahrung.  
Denn das größte Opfer des bolschewistischen Totalitarismus waren die Russen selber. Und 
das ist die verbindende Linie, das ist die Basis für jene Gemeinsamkeit, die auch heute hier in 
dieser Halle stattfinden kann. Dafür plädiere ich, und vielleicht kommen wir ja gemeinsam 
ein Stück weiter. Dankeschön.  
_ Ulrich Schacht erblickte 1951 in der DDR im Frauengefängnis Hoheneck, wo seine Mutter 
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inhaftiert war, das Licht der Welt. Der Student der evangelischen Theologie wurde 1973 in 
der DDR wegen "staatsfeindlicher Hetze" zu sieben Jahren Haft verurteilt und 1976 in die 
Bundesrepublik abgeschoben. Er arbeitete später als Redakteur für "Die Welt" und als Autor 
für die "FAZ", "Focus", "Weltwoche" und andere. 1994 war er zusammen Heimo Schwilk 
Herausgeber des Sammelbandes "Die selbstbewußte Nation", einem Manifest patriotisch-
demokratischer Selbstvergewisserung.  
Schacht lebt heute in Schweden, veröffentlicht aber weiter in großen Zeitungen und Verlagen. 
2011 erschien sein Buch "Vereister Sommer. Auf der Suche nach meinem russischen Vater" 
(Aufbau-Verlag …). - Die hier gekürzt wiedergegebene Rede wurde auf der COMPACT-
Souveränitätskonferenz am 24. November 2012 an der FU Berlin gehalten.<<  
Die Zeitschrift "CIVITAS" des katholischen Civitas Instituts berichtete am 23. Januar 2015 
(x892/…): >>"Mario Draghi ist ein Verbrecher"  
Nach der Überschwemmung der Finanzmärkte mit über einer Billion Euro Steuergeldern 
europäischer Steuerzahler hat die AfD-Europaabgeordnete Beatrix von Storch den EZB-Chef 
als "Verbrecher" bezeichnet. Der Italiener macht, wie von vielen befürchtet, mit der EZB die 
gleiche Geldpolitik, wie sie Italien schon seit Jahrzehnten betrieben hat, als es noch die Lire 
gab. Auch von vielen anderen europäischen Politikern, Wirtschaftswissenschaftlern und Ex-
perten kam zum Teil heftige Kritik an der asozialen Politik der Euro-Verbrecher. Die einzigen 
Profiteure sind die, die jetzt jubeln: die Banken und Finanz-Jongleure. 
Die AfD-Europaabgeordnete Beatrix von Storch nannte Draghi einen "Verbrecher", der eine 
"asoziale" Politik verfolge. "Er hat soeben in Frankfurt angekündigt, die Märkte mit mehr als 
einer Billion Euro zu fluten. Vermögende werden noch vermögender. Arme werden ärmer. 
Umverteilung von unten nach oben wie noch nie in der Geschichte", kritisierte von Storch. 
Auch der CDU-Bundestagsabgeordnete Klaus-Peter Willsch warf Bundeskanzlerin Angela 
Merkel vor, die Bundesbank im Kampf gegen das EZB-Programm allein gelassen zu haben. 
"Alle Notenbankchefs von stabilitätsorientierten Ländern sind dagegen", betonte er gegenüber 
dem Handelsblatt. 
Der Präsident des Münchner Ifo-Institutes, Hans-Werner Sinn, sagte: "Das ist illegale und 
unsolide Staatsfinanzierung durch die Notenpresse. Wenn die EZB Papiere kauft, werden die 
Staaten neue Papiere verkaufen und somit von der Druckerpresse finanziert." Dies sei laut 
EU-Verträgen "eigentlich verboten und bedarf der Klärung durch das deutsche Verfassungs-
gericht". Doch wie man weiß: Wenn es um die EU geht, nickt das Verfassungsgericht alles 
ab. Die Menschen können sich auf niemanden mehr verlassen. Sie müssen jetzt ihre 
Geschicke selbst in die Hand nehmen. 
Die EZB sei ein "unkalkulierbares Risiko" eingegangen, sagte Verbandschef des Bunds der 
Steuerzahler Reiner Holznagel der Neuen Osnabrücker Zeitung. "Jetzt sind die Geldschleusen 
auf." Für die Rekordschulden der Staaten in der Euro-Zone seien allein die nationalen Regie-
rungen verantwortlich. 
Der deutsche Versicherungsverband zeigte sich besorgt über die Auswirkungen für Sparer in 
Deutschland. "Der Schritt der EZB ist eine Zumutung. Es ist vollkommen ungewiß, ob das 
Ankaufprogramm die erhofften Effekte bringt", warnte dessen Präsident Alexander Erdland. 
Sicher sei hingegen, daß weiterer Schaden für die Sparkultur in Deutschland angerichtet 
werde. "Denn das Ankaufprogramm verstärkt den Druck auf festverzinsliche Wertpapiere, die 
eine Säule der privaten Altersvorsorge sind. Das macht es uns jetzt noch schwerer, den 
Menschen gute Angebote für ihr Alter zu machen." 
Alle Befürchtungen der Bürger in Europa, insbesondere der Deutschen, werden bestätigt. Die 
EU und die EZB sind Organisationen, die gegen die Interessen des Gemeinwohls, gegen ein 
christliches Europa und für gesellschaftszerstörende Ideologien und für die Macht der Banken 
kämpfen. In einem gesunden Staat, der das Gemeinwohl im Blick hat, müßten Merkel, 
Schäuble und Konsorten ins Gefängnis.<< 
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Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 1. Juli 2016 (x887/...): 
>>Horror für Brüssel 
"Gebt uns ein Referendum" wird zum Kampfruf in vielen EU-Mitgliedstaaten 
Die Briten kehren der EU - nicht Europa - den Rücken und stürzen die Eurokratie in ihre tief-
ste Krise. Das Europa jenseits der Gemeinschaft erhält Zuwachs, Selbsterkenntnis in der EU 
wächst indes nur spärlich. 
Der Brexit ist beschlossen und die Nachricht rollte einem Tsunami gleich über Brüssel und 
Berlin. Angesichts der politischen und medialen Flankierung für einen Verbleib ist die Volks-
abstimmung überraschend eindeutig ausgefallen. Entsprechend groß fielen Entsetzen und Hy-
sterie auf dem Festland aus. Doch die Börsen- und Währungskurse gerieten nur kurzzeitig ins 
Wanken, die Welt geht nicht unter. 
Untergangsstimmung ergreift jetzt aber Politiker, die am Volk vorbeiregieren. EU-Parla-
mentspräsident Martin Schulz (SPD) sieht den "ganzen Kontinent in Geiselhaft". ... 
Die EU fürchtet einen Flächenbrand. Ungarn, die Niederlande, Polen, Tschechien, ja sogar 
Frankreich drohen abzufallen, auch Dänen und Österreicher. "Gebt uns ein Referendum" wird 
zum Kampfruf. ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 1. Juli 2016 (x887/...): 
>>Merkel war’s 
Die Folgen der von der Kanzlerin ausgelösten "Flüchtlingslawine" hatten maßgeblichen Ein-
fluß auf das Ergebnis des Brexit-Votums 
Der Hauptgrund für das britische Votum für den Austritt aus der EU, darin sind sich viele 
Analysten einig, war die "Flüchtlingslawine" der letzten Zeit, vielleicht in Verbindung mit 
dem Terror in den Straßen von Paris und Brüssel. Das hat die Briten an die in vielen briti-
schen Städten seit Jahrzehnten existierenden Probleme mit nicht zu integrierenden Zuwande-
rern, fast allesamt Moslems und viele davon Salafisten, erinnert.  
Was die Massenvergewaltigungen an Silvester in Köln für Deutschland waren, das waren die 
Vergewaltigungsorgien meist pakistanischer Zuwanderer an britischen Kindern vor einigen 
Jahren in Rotherham für England. Trotz zahlloser Hinweise hatten die britischen Behörden 
und die Polizei jahrelang weggesehen, sich weggeduckt. Der Grund hierfür war die erbärmli-
che "politische Korrektheit" der linken "Gutmenschen" in der Labour-geführten Stadt. Die 
meisten Briten glaubten nach der Aufdeckung des Skandals, daß Rotherham kein Einzelfall 
war. ... 
Daß Bundeskanzlerin Angela Merkel mit ihren nicht mit der EU abgesprochenen Willkom-
mensrufen für die auf dem Balkan gestrandeten abertausenden Zuwanderern in gewaltigem 
Ausmaß die "Flüchtlingslawine" verstärkt hat, war für die Briten eine feststehende Tatsache. 
Daß die Kanzlerin ganz Europa dazu verpflichten wollte, gemeinsam die Folgen ihres kurz-
sichtigen Alleingangs auszubaden, könnte die eine Million Stimmen gekostet haben, die am 
Ende für einen Verbleib Großbritanniens in der EU gefehlt haben. ... 
Aber die Zumutung Merkels, die eigenen Fehler auf Kosten der EU-Partner auszugleichen, 
war einer Mehrheit von Briten zu viel. Das verstanden sie als Angriff auf ihre Souveränität, 
und das von einem EU-Land wie Deutschland, das seine eigene "Flüchtlingspolitik" nicht 
mehr im Griff hat. Die britischen Wähler wollten mit dem Brexit wieder die Handlungshoheit 
über die Einwanderung erlangen, denn die EU hat hier kläglich versagt.<< 
Die schweizerische Online-Zeitung "Zeit-Fragen" Nr. 15 berichtete am 5. Juli 2016: 
>>Grundlegendes zur EU 
Zum Referendum über die EU-Mitgliedschaft Großbritanniens von Professor Dr. Ri-
chard A. Werner 
Am 20. Juni 2016, 3 Tage vor der Abstimmung der Briten über einen Austritt aus der Euro-
päischen Union, veröffentlichte Professor Richard A. Werner den folgenden Text. … 
Die britische Bevölkerung sollte sich im klaren sein, worüber genau sie diesen Donnerstag 
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beim EU-Referendum abstimmen wird. Was bedeutet es wirklich, in der EU zu bleiben? Was 
bedeutet es, sie zu verlassen? 
Was die zweite Frage anbelangt, so war das vorherrschende Thema der Debatte die Frage, ob 
ein Verlassen der EU eine signifikante negative wirtschaftliche Auswirkung auf das Vereinig-
te Königreich haben würde. Premierminister David Cameron hat im Verbund mit den Führern 
des IWF, der OECD und verschiedenen EU-Institutionen düstere Warnungen darüber abge-
geben, daß das Wirtschaftswachstum einbrechen, die Finanzlage sich verschlechtern, die 
Währung schwächer und die Exporte Großbritanniens markant zurückgehen werden. Finanz-
minister George Osborne hat gedroht, die Renten der Rentner zu kürzen, sollten sie es wagen, 
für den Austritt zu stimmen. Aber was sind die Fakten? 
Ich erhielt meine Ausbildung in internationaler Wirtschaft und Geldwirtschaft an der London 
School of Economics und habe an der Universität Oxford in Wirtschaftswissenschaften pro-
moviert. Ich habe solche Fragen seit einigen Jahrzehnten studiert. Vor kurzem habe ich auch 
unter Verwendung hochentwickelter quantitativer Techniken die Frage getestet, wie groß die 
Auswirkungen auf das Bruttoinlandprodukt BIP eines Beitritts zu oder eines Austritts aus der 
EU oder der Euro-Zone wären.  
Das Ergebnis war, daß es auf das Wirtschaftswachstum keinen Einfluß hat, und jedermann, 
der das Gegenteil behauptet, orientiert sich nicht an Fakten. Der Grund liegt darin, daß Wirt-
schaftswachstum und Nationaleinkommen fast gänzlich von einem Faktor bestimmt werden, 
der im Inland entschieden wird, und zwar vom Umfang der Bankkredite, die für produktive 
Zwecke geschaffen werden.  
Betrüblicherweise war der in den letzten Jahrzehnten in Großbritannien sehr gering, weshalb 
viel größeres Wirtschaftswachstum möglich ist, sobald Schritte unternommen werden, um 
Bankkredite für Produktionszwecke anzukurbeln - unabhängig davon, ob Großbritannien in 
der EU bleibt oder nicht (obwohl ein Brexit es wesentlich erleichtern würde, politische Schrit-
te in diese Richtung zu unternehmen).  
Wir sollten uns auch daran erinnern, daß es einer viel kleineren Volkswirtschaft wie Norwe-
gen - das man für viel abhängiger vom internationalen Handel hielt - extrem gut ergangen ist, 
nachdem seine Bevölkerung die EU-Mitgliedschaft in einer Volksabstimmung im Jahre 1995 
ablehnte (was gegen die düsteren Warnungen und Drohungen der parteiübergreifenden Elite, 
der meisten Medien und dem vereinten Chor der Führer der internationalen Organisationen 
geschah).  
Nebenbei brauchten Japan, Korea, Taiwan und China nie eine EU-Mitgliedschaft, um sich 
innerhalb etwa eines halben Jahrhunderts vom Status einer sich entwickelnden Wirtschaft zu 
top industrialisierten Nationen zu bewegen. Das Argument düsterer wirtschaftlicher Folgen 
eines Brexit ist ein Scheinargument.  
Der Bericht der "Fünf Präsidenten" 
Hinsichtlich der ersten Frage, nämlich was es bedeutet, in der EU zu verbleiben, sollten wir 
die EU selbst konsultieren. Glücklicherweise hat die EU im Oktober 2015 einen größeren of-
fiziellen Bericht über ihre grundlegenden Strategien und darüber, was sie in näherer Zukunft 
zu erreichen beabsichtigt, herausgegeben. Der Bericht wurde unter dem Namen der "Fünf 
Präsidenten" der EU herausgegeben.  
Falls Sie sich nicht bewußt waren, daß es überhaupt einen einzigen Präsidenten, geschweige 
denn fünf Präsidenten der EU gibt, so sind dies: der nicht gewählte Präsident der Europäi-
schen Zentralbank, Goldmann Sachs’ Zögling Mario Draghi; der nicht gewählte Präsident der 
Europäischen Kommission Jean-Claude Juncker; der nicht gewählte Brüsseler Kommissar 
und "Präsident der Euro-Gruppe" Jeroen Dijsselbloem; der "Präsident des Euro Gipfels" Do-
nald Tusk und der Präsident des Europäischen Parlamentes Martin Schulz.  
Was ist die Botschaft dieser nicht unerheblichen Zahl von EU-Präsidenten bezüglich der Fra-
ge, wohin die EU sich bewegt? Der Titel ihres gemeinsamen Berichtes ist eine Gratiszugabe: 
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"Der Bericht der fünf Präsidenten (sic!): Die Wirtschafts- und Währungsunion Europas 
vollenden". … 
Der Bericht beginnt mit dem offenen Eingeständnis, daß in der EU "angesichts von 
18 Millionen Arbeitslosen viel größere Anstrengungen für eine erfolgreiche Wirtschaftspoli-
tik unternommen werden müssen". Gut gesagt. Aber was genau muß getan werden? 
"Europas Wirtschafts- und Währungsunion bietet momentan das Bild eines Hauses, an dem 
jahrzehntelang gebaut wurde, das aber nur teilweise fertiggestellt ist. Mitten im Sturm mußten 
Mauern und Dach rasch befestigt werden. Jetzt ist es höchste Zeit, die Fundamente zu ver-
stärken und die WWU zu dem zu machen, was sie eigentlich sein sollte …." 
"Wenn wir dieses Ziel erreichen wollen, müssen wir weitere Schritte ergreifen, um die WWU 
zu vollenden." 
Die Planer der Zentrale in Brüssel und bei der EZB in Frankfurt sind sich durchaus bewußt, 
daß unter ihrem Kommando in den letzten zehn Jahren eine historisch noch nie dagewesene 
ökonomische Verwerfung in der EU stattgefunden hat, mit massiven Vermögens- und Eigen-
tumsblasen, Bankenkrisen und einer großräumigen Arbeitslosigkeit in allen EU-
Peripheriestaaten - mit mehr als 50 Prozent Jugendarbeitslosigkeit in Griechenland, Spanien 
und Portugal und dem Fehlen jeder seriösen Kontrolle der EU-Außengrenzen, um einen Zu-
strom einer beispiellosen Zahl illegaler Immigranten und wirtschaftlicher Migranten zu ver-
hindern.  
Weitere Machtkonzentration in der EU 
Allerdings verschließen die Planer der EU-Zentrale noch immer die Augen vor der Tatsache, 
daß diese Probleme voll und ganz durch ihre verfehlte und verheerende Politik verursacht 
worden sind. Deshalb argumentieren sie, daß die Lösung solcher Probleme nur durch weitere 
Machtkonzentration in ihren Händen erreicht werden könne: "Wir brauchen mehr Europa", 
wie Frau Merkel sagt. … Es ist das, was sie vorschlagen, in den kommenden Jahren umzuset-
zen, indem sie alle EU-Mitglieder in ein einziges Land umwandeln. 
Damit macht der Bericht der fünf Präsidenten klar, daß die EU nicht einfach eine Freihandels-
zone ist. Dieses Projekt hatte man schon mit dem Maastricht-Vertrag von 1992 hinter sich 
gelassen, und ein völlig anderes Europa ist dann mit der Europäischen Verfassung von 2007 
verankert worden - "Lissabon Vertrag" genannt, da die Völker Europas sie in verschiedenen 
Referenden ablehnten. …  
Vielmehr ist die EU das Projekt, um jegliche nationale Souveränität und alle Grenzen inner-
halb abzuschaffen und alle europäischen Länder, die es nicht schaffen, rechtzeitig auszustei-
gen, zu einem einzigen, fusionierten, gemeinsamen neuen Land zu verschmelzen, mit einer 
zentralen europäischen Regierung, zentralisierter europäischer Geld- und Währungspolitik, 
zentralisierter Steuerpolitik, zentralisierter europäischer Außenpolitik und zentralisierter eu-
ropäischer Regulierung, einschließlich der Finanzmärkte und des Bankenwesens.  
Diese Vereinigten Staaten von Europa, ein undemokratischer Leviathan, den die europäischen 
Völker nie wollten, ist der krönende Abschluß des vielfach wiederholten Mantras der "immer 
engeren Union".  
"Kontinuierlich und heimlich über mehrere Jahrzehnt e umgesetzt" 
Dieses Projekt ist kontinuierlich und heimlich über mehrere Jahrzehnte umgesetzt worden, 
trotz bedeutender und gleichbleibender grober Fehler und Skandale der Politik, in die auch die 
zentralen Planer verwickelt waren (1999 zum Beispiel trat die gesamte Europäische Kommis-
sion - die nicht gewählte Regierung und das Kabinett des europäischen Superstaates - mit 
Schimpf und Schande zurück, nachdem man entdeckt hatte, daß sie Bestechungsgelder ange-
nommen hatte und an Betrug beteiligt war, während der EU-eigene Rechnungshof sich wie-
derholt weigerte, die offiziellen (Rechnungs-Bücher der EU zu genehmigen). 
Aus wirtschaftlicher Sicht ist klar: Man muß nicht EU-Mitglied sein, um wirtschaftlich zu 
gedeihen, und ein Austritt muß das Wirtschaftswachstum Großbritanniens überhaupt nicht 
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beeinflussen. Es kann in der Europäischen Wirtschaftszone bleiben, wie Norwegen es getan 
hat, oder einfach ein Handelsabkommen vereinbaren, wie die Schweiz es tat, und in den Ge-
nuß des Freihandels kommen - die hauptsächliche Zielsetzung der europäischen Abkommen 
in den Augen der Öffentlichkeit.  
Die Politik ist ebenso klar: Der europäische Superstaat, der bereits gebildet worden ist, ist 
nicht demokratisch. Das sogenannte "europäische Parlament", einmalig unter Parlamenten, 
kann überhaupt keine Gesetzgebung vorschlagen - Gesetze werden von der nicht gewählten 
europäischen Kommission formuliert und vorgeschlagen. Wie ein russischer Beobachter 
kommentierte, ist das europäische Parlament eine Abnick-Farce, genau wie das Sowjetparla-
ment zu Zeiten der Sowjetunion, während die nicht gewählte Regierung die Europäische 
Kommission bildet - das mit Kommissaren vollgestopfte Politbüro.  
Finanzelite im Hintergrund 
Big Business und die Großbanken sowie die Zentralbanker und der IWF stellen die Finanzeli-
te dar, die hinter dieser beabsichtigten Konzentration der Macht steht - mit der immer mehr 
Macht in die Hände von immer weniger Leuten gegeben wird. Die undemokratische Natur der 
EU-Institutionen hat ein derartiges Ausmaß erreicht, daß ich ein vor kurzem zurückgetretenes 
Mitglied des EZB-Rates im privaten Rahmen gestehen hörte, daß seine größte Sorge die un-
demokratische Natur und das Ausmaß der EZB-Befugnisse ist, die zunehmend für politische 
Zwecke mißbraucht worden sind. Diese Tatsachen sind durch den stetigen Tropf der Propa-
ganda übertönt worden, welche von den mächtigen Eliten hinter der Schaffung der Vereinig-
ten Staaten von Europa ausgeht.  
"Starke Unterstützung der USA für all das"  
Während dieser Jahre und Jahrzehnte ständigen Transfers von Befugnissen und Souveränität 
von den Nationalstaaten und ihren demokratisch gewählten Versammlungen an die nicht ge-
wählte Brüsseler Bürokratie habe ich mich immer über die offensichtlich starke Unterstützung 
der USA für all das gewundert.  
Jedes Mal, wenn der "Prozeß" der "immer engeren Union" auf ein Hindernis zu treffen schien, 
intervenierte ein US-Präsident - unabhängig vom Namen des Posten-Inhabers oder seiner Par-
teizugehörigkeit -, um den störenden Europäern unmißverständlich zu sagen, daß sie sich am 
Riemen reißen und die Vereinigung Europas in einen einzigen Staat beschleunigen sollten. In 
der Ahnungslosigkeit meiner Jugend war mir das überraschend erschienen. Genauso wurde 
der britischen Öffentlichkeit von Präsident Obama gesagt, daß ein Aussteigen aus der EU kei-
ne gute Idee sei und sie besser für einen Verbleib stimmen sollte. 
Es überrascht nicht, daß die globale Elite, die vom Trend zur Machtkonzentration profitiert 
hat, zunehmend hysterisch wird in ihren Versuchen, die britische Öffentlichkeit dazu zu über-
reden, für einen Verbleib in der EU zu stimmen; weniger klar ist dabei, warum der US-
Präsident und seine Regierung so erpicht auf das EU-Projekt sein sollen. Von den europäi-
schen Medien ist in der Vergangenheit gesagt worden, daß die Konzentration ökonomischer 
und politischer Entscheidungen in Europa arrangiert worden sei, um ein Gegengewicht gegen 
die US-Dominanz zu schaffen. Dies schien einige Pro-EU-Stimmen zu motivieren. Der US-
Präsident wird doch sicher davon gehört haben? 
Es gibt noch ein weiteres Rätsel. Erst gestern wurde ein eindrucksvoll aussehendes Flugblatt 
in den Briefkasten meines Hauses in Winchester gesteckt, das den Titel trägt: "Grundlegendes 
zur EU - Ihr Leitfaden zum Referendum". Herausgegeben hat es eine Organisation mit dem 
Namen "Europäische Bewegung". Die 16seitige, farbige Hochglanzbroschüre spricht sich für 
einen Verbleib der Briten in der EU aus. Wer ist diese "Europäische Bewegung" und wer fi-
nanziert sie? Diese wenig bekannte Organisation scheint finanzkräftig genug zu sein, um ein 
hochwertig gedrucktes Büchlein in jeden Haushalt des gesamten Vereinigten Königreiches 
schicken zu können.  
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Verdeckte US-Operationen seit 1945 
Die Freigabe ehemals geheimer Akten hat beide Rätsel gelöst. Denn wie sich herausstellt, 
hängen sie miteinander zusammen. In den Worten des Wissenschaftlers der Nottingham Uni-
versity Richard Aldrich: 
"Der Einsatz verdeckter Operationen für die konkrete Förderung der europäischen Einheit 
hat wenig akademische Aufmerksamkeit erfahren und wird immer noch mangelhaft verstan-
den. … Die diskrete Injektion von über drei Millionen Dollar zwischen 1949 und 1960, haupt-
sächlich aus US-Regierungsquellen, war zentral für die Anstrengungen, um genügend Unter-
stützung der Massen für den Schumann-Plan zusammenzubekommen, für die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft und eine europäische Vereinigung souveräner Mächte. Dieser 
verdeckte Beitrag hat nie weniger als die Hälfte des Budgets der Europäischen Bewegung 
ausgemacht, und nach 1952 wahrscheinlich zwei Drittel davon. 
Gleichzeitig suchten sie den entschiedenen Widerstand der britischen Labour-Regierung ge-
gen föderalistische Ideen zu untergraben … Besonders überraschend ist auch, daß der glei-
che kleine Trupp leitender Beamter, viele von ihnen aus westlichen (Anmerkung: das bedeutet 
US-)Geheimdienstkreisen, eine zentrale Rolle spielte bei der Unterstützung der drei wichtig-
sten transnationalen Elitegruppen, die in den 1950er Jahren entstanden: die Europäische 
Bewegung, die Bilderberg-Gruppe und Jean Monnets 'Aktionskomitee für die Vereinigten 
Staaten von Europa' (ACUE).  
Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, daß zu einer Zeit, in der gewisse britische Antifödera-
listen eine 'besondere Beziehung' zu den Vereinigten Staaten als Alternative zu (vielleicht so-
gar als Zuflucht vor) europäischem Föderalismus betrachteten, gewisse europäische föderali-
stische Initiativen mit amerikanischer Unterstützung aufrechterhalten worden sein sollen." … 
Wichtige Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung 
Der britische Journalist und ehemalige Brüsseler Korrespondent Ambrose Evans-Pritchard 
war der einzige Journalist, der in zwei Artikeln in den Jahren 2000 und 2007 über solche aka-
demischen Forschungsbefunde berichtete:  
"Deklassifizierte amerikanische Regierungsdokumente zeigen, daß die US-Geheimdienste in 
den fünfziger und sechziger Jahren eine Kampagne führten, um ein vereinigtes Europa in 
Fahrt zu bringen. … US-Geheimdienste finanzierten insgeheim die Europäische Bewegung 
und zahlten mehr als die Hälfte ihres Budgets. Einige der EU-Gründerväter standen auf der 
Gehaltsliste der USA ... 
Die Dokumente bestätigen Vermutungen, die damals geäußert wurden, daß Amerika hinter 
den Kulissen aggressiv daran arbeite, Großbritannien in einen europäischen Staat zu drän-
gen. Damit wir nie vergessen: Die Franzosen mußten anfangs der fünfziger Jahre unter größ-
tem Protest an den föderalistischen Unterschriftentisch geschleift werden. Eisenhower drohte, 
die Marshall-Plan-Hilfe zu unterbrechen, sollte Paris nicht zum Kuß bereit sein und sich mit 
Berlin versöhnen. Frankreichs Jean Monnet, der führende Kopf der EU, wurde als amerika-
nischer Agent angesehen - was er tatsächlich war. Monnet diente während des Krieges als 
Roosevelts Mittelsmann in Europa und orchestrierte den mißlungenen Versuch, de Gaulle von 
der Machtübernahme abzuhalten.  
Ein Memorandum, das vom 26. Juli 1950 datiert, gibt Instruktionen für eine Kampagne, um 
ein voll ausgebildetes europäisches Parlament voranzutreiben. Unterschrieben ist es von Ge-
neral William J. Donovan, dem Leiter des Office of Strategic Services, das während des Krie-
ges gebildet wurde und der Vorläufer der CIA ist. …  
Washingtons wichtigstes Werkzeug bei der Gestaltung der europäischen Agenda war das 
American Committee for a United Europe, das 1948 geschaffen wurde. Vorsitzender war Do-
novan, inzwischen angeblich ein privater Anwalt. Der Vize-Vorsitzende war Allen Dulles, der 
CIA-Direktor in den fünfziger Jahren. Zum Vorstand gehörten auch Walter Bedell Smith, der 
erste Direktor der CIA, und eine Liste von Ex-OSS-Leuten und Beamten, die bei der CIA ein- 
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und ausgingen.  
Die Dokumente zeigen, daß das ACUE (Monnets Aktionskomitee) die Europäische Bewegung 
finanzierte, die wichtigste föderalistische Organisation in den Nachkriegsjahren. 1958 zum 
Beispiel lieferte es 53,5 Prozent der Gelder der Bewegung. Die Europäische Jugendkampa-
gne, ein Zweig der Europäischen Bewegung, wurde vollständig von Washington finanziert 
und kontrolliert.  
"Gedungene Arbeitskräfte der USA" 
Die Führer der Europäischen Bewegung - Retinger, der visionäre Robert Schumann und der 
ehemalige belgische Premierminister Paul-Henri Spaak - wurden von ihren amerikanischen 
Sponsoren alle als gedungene Arbeitskräfte behandelt. Die Rolle der USA wurde als verdeck-
te Operation gehandhabt. Die Gelder des ACUE kamen von den Ford- und Rockefeller-
Stiftungen sowie Unternehmensgruppen mit engen Verbindungen zur US-Regierung. 
Der Chef der Ford Foundation, Ex-OSS-Offizier Paul Hoffmann, diente in den späten fünfzi-
ger Jahren auch als Chef des ACUE. Das Außendepartement spielte ebenfalls eine Rolle. Ein 
Memo der europäischen Abteilung, das vom 11. Juni 1965 datiert, rät dem Vizepräsidenten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, Robert Marjolin, die Währungsunion heimlich zu 
verfolgen. 
Es empfiehlt, eine Debatte solange zu unterdrücken, bis der Punkt erreicht ist, an dem 'eine 
Annahme derartiger Vorschläge praktisch unausweichlich werden würde'. 
Fünfzig Jahre nach dem Vertrag von Rom wären die Architekten der US-Nachkriegs-Politik, 
denke ich, ganz zufrieden, wenn sie heute noch lebten. …" (Auszüge aus Ambrose Evans-
Pritchard: "Euro-federalists financed by US spy chiefs", "The Daily Telegraph" vom 19. Sep-
tember 2000; und Ambrose Evans-Pritchard: "The scare of a superstate has passed, but do we 
want to lose the EU altogether?", "The Daily Telegraph" vom 7. April 2007). 
Kein Wunder, hat Herr Evans-Pritchard nun den Schluß gezogen, daß er für einen Brexit 
stimmen wird … 
EU - das Resultat einer bedeutenden US-Geheimdienstoperation 
Die Enthüllung, daß die EU das Resultat einer bedeutenden US-Geheimdienstoperation ist - 
faktisch bloß eine weitere geheime Kreatur der Täuschung, die von der CIA lanciert wurde 
(und die einen Ehrenplatz in der Galerie der Niedertracht einnimmt, in der auch Operationen 
unter falscher Flagge, Invasionen, Staatsstreiche und die Schaffung von Organisationen wie 
al-Kaida und IS zu finden sind) - löst das dritte Geheimnis, nämlich, wie um alles in der Welt 
die angeblich demokratischen europäischen Nationen eine derart undemokratische, faktisch 
diktatorische Struktur, konstruieren konnten.  
Mit der EU/den Vereinigten Staaten von Europa erreichten die USA nicht nur ihre geostrate-
gischen Ziele in Europa, sondern hatten auch die Rolle der lästigen nationalen Parlamente 
eliminiert, die der Außenpolitik der USA oder der CIA ab und zu in die Quere kommen kön-
nen. Und ein weiteres Rätsel ist gelöst, und zwar, warum die EU vor ein paar Jahren der An-
frage der USA, daß US-Spionageagenturen Zugang zu allen europäischen E-Mails und Tele-
fonanrufen erhalten sollten, so bereitwillig zustimmte …  
Abschaffung der Souveränität und Unterordnung unter US-Interessen 
Ein Votum für den Verbleib in der EU ist daher ein Votum dafür, das Vereinigte Königreich 
als souveränen Staat abzuschaffen und es in die undemokratischen Vereinigten Staaten von 
Europa aufgehen zu lassen, welche die europäischen Eliten unter US-Vormundschaft errich-
ten.  
Daß die europäische Öffentlichkeit - und es scheint, sogar europäische Politiker - wenig oder 
keinen Einfluß auf wesentliche europäische Entscheidungen haben, kann man an der zuneh-
mend aggressiven Haltung der Nato gegenüber Rußland ersehen (die in Brüssel basierte Nato 
ist der militärische Arm der EU und steht offen unter direkter US-Kontrolle) und an den ein-
seitigen Sanktionen gegen Rußland, deren Einführung die USA den Europäern einfach befeh-
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len konnten (und die zu bedeutenden Verlusten an Einkommen und Arbeitsplätzen in Europa 
führten, während sie amerikanischen Geschäftsinteressen Auftrieb geben).  
Die Einwanderungspolitik ist ein weiteres Paradebeispiel. Wenn die USA in der Vergangen-
heit die weitgehend homogenen europäischen Bevölkerungen als Quelle potentiellen europäi-
schen Widerstandes gegen ihre Pläne für Europa betrachteten, dann macht die Politik zu deren 
Ersetzung mit balkanisierten gescheiterten "Schmelztiegeln" ebenfalls Sinn.  
Norwegen stimmte 1995 über eine EU-Mitgliedschaft ab. Die führenden Parteien waren alle 
dafür. Die großen Konzerne und die Zentralbanken, die großen Pressekanäle und die Fernseh-
sprecher setzten verzweifelt Druck auf und drängten die norwegische Öffentlichkeit, für ein 
"Hinein" zu stimmen. Die Bevölkerung blieb standhaft und stimmte "draußenbleiben". Nor-
wegen entwickelte sich prächtig. Und um so mehr wird dies Großbritannien. 
In Zusammenhang mit der EU hat der Begriff "föderalistisch" eine besondere Bedeutung und 
meint in erster Linie die zunehmende Abgabe nationalstaatlicher Hoheitsrechte an die Zentra-
le in Brüssel.  
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